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SITZUNGSVORLAGE 
 
Fachbereich: Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen Datum: 08.10.2012 

Aktenzeichen: 2/171-22/08 Vorlage Nr. FB2-401/2012/08-011 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat 17.10.2012 öffentlich Entscheidung 

 

Künftige Verwendung des Reinertrags aus der Jagdpacht Kerschenbach 
 
Sachverhalt: 
In den Jagdjahren vor 2007 wurde etwa ein Drittel (11,00 €/ha) des Reinertrages der eingenom-
menen  Jagdpacht von Seiten der Jagdgenossenschaft Kerschenbach für den  Wirtschaftswege-
bau in der Ortsgemeinde Kerschenbach zur Verfügung gestellt.  
In den Folgejahren verzichtete man jedoch darauf, sodass der Reinertrag der Jagdpacht vollstän-
dig an die Jagdgenossen ausgezahlt wurde.  
In der Zwischenzeit hat sich die ursprüngliche Vorgehensweise als die geeignetere Lösung her-
ausgestellt, sodass man im vorliegenden Fall wieder zur damaligen Vorgehens- bzw. Auszah-
lungsweise zurückkehren möchte. 
Mit Vereinbarung vom 17.07.2010 erfolgte die Übertragung der Aufgaben der Jagdgenossenschaft 
Kerschenbach auf die Ortsgemeinde Kerschenbach, sodass nunmehr die Ortsgemeinde 
Kerschenbach im vorliegenden Fall auch über die Verwendung des Reinertrages zu entscheiden 
hat.  
Der in den vergangenen Jagdjahren ermittelte Reinertrag lag bei etwa 30,00 €/ha., sodass bei 
Rückkehr zur Drittellösung ein Anteil von 10 €/ha. für den Wirtschaftswegebau zur Verfügung ge-
stellt werden könnte. Die verbleibenden Zweidrittel würden somit weiterhin an die Jagdgenossen 
der Jagdgenossenschaft Kerschenbach jährlich zur Auszahlung gebracht.  
 
 
Beschluss: 
Nach eingehender Beratung beschließt der Ortsgemeinderat Kerschenbach, aus dem Reinertrag 
der Jagdpacht Kerschenbach 10,00 €/ha für den Wirtschaftswegebau in der Ortsgemeinde 
Kerschenbach zur Verfügung zu stellen. 
 
Sollte dieser Betrag jedoch nicht den tatsächlichen Aufwand abdecken, so kann der ungedeckte 
Teil der Mehrausgaben weiterhin über Beiträge erhoben werden.  
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Voraussichtliche Einnahmen für den Wirtschaftswegebau in Höhe von etwa 1.150,00 €. 
 
 
Sonderinteresse/Ruhen des Stimmrechts: 

Es wird auf die Bestimmungen des § 22 Gemeindeordnung hingewiesen. Nach Erkenntnis der 
Verwaltung liegen bei folgenden Personen Ausschließungsgründe vor: 
 
Diese Aufzählung erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit, so dass alle Beteiligten ihre 
eigene Prüfung vornehmen sollten. 

 
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig beschlossen   mehrheitlich beschlossen 
 

Ja:____  Nein:____  Enthaltung:____  Sonderinteresse:____ 
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